
vom Ersten Vorsitzenden des Obersten Gerichts und 
vom Generalstaatsanwalt beantragt werden, sondern 
neuerdings auch vom Minister für Arbeit, Löhne und 
soziale Fragen sowie vom Zentralrat der Gewerkschaf
ten. Die außerordentliche Revision hat eine ähnliche 
Funktion wie die Kassation im Recht der DDR: Sie soll 
die richtige Anwendung des Arbeitsrechts und die 
Einheitlichkeit der Rechtsprechung im ganzen Land 
gewährleisten.

•

Das polnische AGB vermittelt für die weitere Entwick
lung der Arbeitsrechtspraxis und -theorie in der DDR 
eine Fülle von Anregungen und Denkanstößen, insbe
sondere im Hinblick auf Vorarbeiten zur kontinuier
lichen Vervollkommnung unseres Arbeitsrechts. Im 
Rahmen der sozialistischen Integration der Staaten des 
RGW gewinnt der wechselseitige Erfahrungsaustausch 
der Arbeitsrechtler zunehmend an Gewicht und trägt 
dazu bei, das theoretische Fundament für die Rechts
entwicklung in den einzelnen Ländern zu stärken.

Informationen

Das Ministerium der Justiz führte am 17. Januar 1975 
eine Arbeitstagung mit den Direktoren der Bezirksge
richte und den Leitern der Militärobergerichte durch. 
An der Beratung nahmen auch die Leiter der Abteilun
gen Kader der Bezirksgerichte teil.
Im Mittelpunkt der Tagung stand ein Referat des Stell
vertreters des Vorsitzenden des Ministerrates und Mi
nisters der Justiz, Hans-Joachim Heusinger, über die 
Bedeutung der 13. Tagung des Zentralkomitees der SED 
und einige Aufgaben, die sich daraus für die politische 
und fachliche Arbeit des Ministeriums und der Gerichte 
ergeben. Staatssekretär Dr. Herbert Kern befaßte sich 
mit grundsätzlichen Fragen der Arbeit mit den Kadern 
in der Justiz.
In der den Referaten folgenden Diskussion berichteten 
neun Bezirksgerichtsdirektoren, wie sie in ihrem Ver
antwortungsbereich die den Justizorganen gestellten 
neuen Aufgaben zielstrebig und mit hoher Effektivität 
lösen werden.

*

Am 13. Dezember 1974 fand eine Beratung des Ministers 
der Justiz mit den Vorsitzenden der Kollegien der 
Rechtsanwälte statt. Im Mittelpunkt standen Fragen 
der weiteren Vervollkommnung der Leitung und Tätig
keit der Rechtsanwaltskollegien. Der Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Ministerrates und Minister der Justiz, 
Hans-Joachim Heusinger, informierte die Vorsitzenden 
der Kollegien über die Schwerpunktaufgaben des Mi
nisteriums im Jahre 1975. Er begrüßte die Aktivitäten 
der Rechtsanwälte bei der Erläuterung des sozialisti
schen Rechts und forderte dazu auf, der rechtserziehe
rischen Tätigkeit auch weiterhin große Aufmerksam
keit zuzuwenden.
Die Aussprache ergab Übereinstimmung darüber, daß 
die wirksame Beratung der Mandanten und die Wahr
nehmung ihrer Rechte und berechtigten Interessen hohe 
Anforderungen an die politische Erziehung und fach
liche Qualifizierung aller Mitglieder der Rechtsanwalts
kollegien und damit zugleich an die Leitungstätigkeit 
der Vorstände der Kollegien stellt.

*

In einem Pressegespräch der Rechtsabteilung beim Bun
desvorstand des FDGB am 19. Dezember 1974 infor
mierte Abteilungsleiter Rudi Kranke über Maßnahmen, 
die zur Vorbereitung und Durchführung der vom 3. Fe
bruar bis 16. März 1975 stattfindenden Wahlen der Kon
fliktkommissionen erforderlich sind.
Auf der Grundlage des Beschlusses des Politbüros des 
Zentralkomitees der SED über die Verbesserung der 
Rechtspropaganda stehen in den Aussprachen zur Vor
bereitung der Wahlen vor allem folgende Probleme im 
Mittelpunkt:
1. die Verwirklichung des sozialistischen Rechts als 
Teil der Erfüllung der vom VIII. Parteitag der SED 
beschlossenen Hauptaufgabe;
2. die Rolle der systematischen Rechtserläuterung bei 
der Erhöhung des sozialistischen Rechtsbewußtseins

und des verantwortungsbewußten Handelns der Werk
tätigen zum Schutz der sozialistischen Errungen
schaften;
3. der Beitrag der Konfliktkommissionen zur Einhal
tung der sozialistischen Gesetzlichkeit und zur Erhö
hung des Rechtsbewußtseins der Werktätigen.
Im Zusammenhang mit den Wahlen der Konfliktkom
missionen finden in allen Kreisen und Bezirken ge
werkschaftliche Rechtskonferenzen statt, die sich mit 
der Arbeit der Konfliktkommissionen, vor allem mit 
ihrem Beitrag im Kampf um Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit beschäftigen werden.

*

Am 8. Januar 1975 führte die Abteilung Gesetzlicfakeits- 
aufsicht beim Generalstaatsanwalt der DDR eine Ar
beitsberatung mit den Leitern der Abteilungen Gesetz
lichkeitsaufsicht der Staatsanwälte der Bezirke durch. 
Der Leiter der Abteilung, Gerhart Müller, wertete die 
Ergebnisse aus, die durch Maßnahmen der Gesetzlich
keitsaufsicht beim Schutz des sozialistischen Eigentums 
im Bauwesen erzielt wurden. Bei der Lösung dieser 
Schwerpunktaufgaben ist eine gewachsene Aktivität 
der Staatsanwälte festzustellen. Insbesondere wurde 
die Öffentlichkeit in die Untersuchungen und ihre Aus
wertung in breitem Umfang einbezogen.
Weiterhin wurden in der Arbeitsberatung die Schwer
punktaufgaben der Gesetzlichkeitsaufsicht im Jahre 
1975 erläutert: das sind Fragen des Schutzes des sozia
listischen Eigentums in der Material- und Lagerwirt
schaft sowie Fragen der Aufsicht über die Gesetzlich
keit der gerichtlichen Entscheidungen bei der Durchset
zung der arbeitsrechtlichen materiellen Verantwortlich
keit der Werktätigen.
Im Schlußwort gab der Stellvertreter des Generalstaats
anwalts Dr. Harri Harrland Hinweise, wie die Gesetz
lichkeitsaufsicht noch konsequenter und wirksamer aus
zuüben ist.

*

Auf Einladung des Generalstaatsanwalts der Demokra
tischen Republik Vietnam, Hoang Quoc Viet, weilte eine 
Delegation des Generalstaatsanwalts der DDR unter 
Leitung des Stellvertreters des Generalstaatsanwalts 
Dr. Harri Harrland vom 18. November bis 4. Dezember 
1974 zu einem Erfahrungsaustausch in der DRV. Die 
Delegation studierte Aufgaben und Arbeitsweise der 
Staatsanwaltschaft der DRV bei der Bekämpfung und 
Vorbeugung von Straftaten und anderen Rechtsverlet
zungen. Sie führte zahlreiche Gespräche mit Leitern 
und Mitarbeitern zentraler und örtlicher Justiz- und 
Sicherheitsorgane über aktuelle Fragen der Durchset
zung des sozialistischen Rechts.
Beide Seiten schätzen das Ergebnis des Erfahrungs
austausche hoch ein. Es wurde vereinbart, die gegensei
tigen Beziehungen auszubauen und zu vertiefen.
Während ihres Aufenthalts in der DRV wurde die De
legation u. a. vom Mitglied des Politbüros der Partei 
der Werktätigen Vietnams und Vizepräsidenten der Na-
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